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Kindertagesstätten als Bildungsträger kostenfrei zugänglich machen

Zum Antrag der Fraktion DIE LINKE – Drucksache 5/6371

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren Abgeordneten, als am 27. August Andreas 
Bausewein, Christoph Matschie und Carsten Schneider die Unterschriftenkampagne 
gemeinsam für unsere Kinder starteten, wusste ich ehrlich gesagt nicht, ob ich weinen, 
lachen, mich ärgern oder freuen sollte. Zunächst einmal zur ärgerlichen Facette dieser 
Aktion. Die Gründe heißen Andreas Bausewein, Christoph Matschie und Carsten 
Schneider, die mit dieser öffentlichkeitswirksamen Aktion signalisierten: „Wenn wir drei 
könnten, wie wir wollten, würden wir sofort die Kita-Gebühren abschaffen.“, als hätte 
keiner dieser Männer irgendetwas mit Kitas, mit Finanzen und mit Entscheidungen zu tun, 
die sie längst anders hätten fällen können oder in ihrer jeweiligen Verantwortung jetzt 
umsetzen könnten. 

Erstens, Andreas Bausewein: Als Oberbürgermeister von Erfurt hat er sehr wohl Einfluss 
auf eine Kita-Gebührenordnung und kann mitbestimmen, was eine angemessene 
Beteiligung der Eltern bedeutet. Ob es sich dabei um 30 oder 3  Prozent handelt, wird von 
niemandem vorgegeben. 

Zweitens, Christoph Matschie: Als Bildungsminister ist er der zuständige Landesminister, 
der das Kita-Gesetz verantwortet und im Kabinett Einfluss auf die Haushaltsvorschläge 
hat. Er könnte also sowohl eine Streichung der Angemessenheitsvorschrift auf den Weg 
bringen, sich dafür einsetzen, dass die Kita-Gelder zweckgebunden an die Gemeinden 
ausgereicht werden und nicht im allgemeinen Finanzausgleich, und auch sich im 
Bundesrat für eine Mitfinanzierung des Bundes an den Kita-Kosten einsetzen.

Drittens, Carsten Schneider, bei ihm muss ich die Funktionen aufzählen, damit mir auch 
nichts verloren geht: Haushaltspolitischer Sprecher seiner Fraktion im Bundestag, Mitglied 
im Haushaltsausschuss, stellvertretendes Mitglied im Finanzausschuss, Vorsitzender des 
Gremiums nach § 3 des Bundesschuldenwesen-Modernisierungsgesetzes zur Kontrolle 
der Bundesregierung, Mitglied im Gremium der Finanzmarktstabilisierung, Mitglied im 
Verwaltungsrat der Kreditanstalt für Wiederaufbau. Also sicherlich ein sehr wichtiger Mann. 
All das sind auch Funktionen, in denen es um Mittelverwendung des Bundes geht. Und 
ganz gewiss kann er sich hier an der einen oder anderen Stelle auch für eine andere Kita-
Finanzierung einsetzen. 

Meine Damen und Herren, und zu alldem kommen ein viertes und fünftes Ärgernis für 
mich. Während zum Beispiel Michael Panse als Stadtrat in Erfurt als großer Kritiker der 
Kita-Stadtpolitik auftritt und so tut, als hätten Versäumnisse der Vergangenheit, zum 
Beispiel bei der Kita-Sanierung, absolut nichts mit seiner Partei zu tun, ist mir bislang nicht 
bekannt, dass er sich als Generationenbeauftragter der Landesregierung für eine bessere 
und zielgenauere Finanzierung der Kitas hervorgetan hätte.

Auch mit dem fünften Beispiel lande ich wieder bei der Landesregierung. Die Erfurter 
Kreisvorsitzende der CDU, Marion Walsmann, erklärte am 12. August bei ihrem Treffen mit 
der Elterninitiative wegen überzogener Kita-Gebühren, dass die Stadt Erfurt Eigenhoheit 
habe und Kostenfreiheit für die Kita-Gebühren anbieten könne. Auch hier wiederum kein 



Wort von der eigenen Verantwortung als Ministerin für Bundes- und 
Europaangelegenheiten und Chefin der Staatskanzlei. Meine Damen und Herren, die 
Pläne der SPD für Kindergärten und -krippen abzuschaffen, sind richtig und berechtigt. 
Schließlich ist ja auch der Schulbesuch gratis und die Studiengebühren sind so umstritten, 
dass die Politiker sie überall streichen, anstatt sich weiter damit unbeliebt zu machen. 
Warum also soll die Pädagogik im Vorschulalter etwas kosten? Das ist nicht logisch.

(Beifall DIE LINKE)

Die SPD kann mit ihrer Wahlkampfforderung nur auf Verständnis stoßen. Leider gibt es 
aber zuerst noch dringendere Dinge auf diesem sensiblen Feld zu tun, nämlich mehr und 
vor allem eine bessere Kinderbetreuung zu garantieren. Auch das muss Priorität haben. 
Eine noch nicht veröffentlichte Studie des Bundesfamilienministeriums zur Erziehung in 
früher Kindheit kommt auch zu einem besorgniserregenden Ergebnis. Demnach ist die 
Qualität in vier von fünf der 600 untersuchten Betreuungseinrichtungen allenfalls 
mittelmäßig. In mehr als der Hälfte der Kitas lernen die Kinder zu wenig. Ich gehe davon 
aus, dass wir in Thüringen in diesem Bereich sehr wenige Einrichtungen haben, die 
darunter fallen. Meine Damen und Herren, nach Inkrafttreten des novellierten Kita-
Gesetzes im August 2010 klagten viele Eltern darüber, dass nun Gebühren erhöht werden. 
Der Grund: Obwohl die Landesregierung viel Geld zur Verfügung gestellt hatte, kam lange 
nicht alles in den Kitas an und kommt heute noch nicht alles in den Kitas an. Der 
Kindergarten, eine Thüringer Erfolgsgeschichte, zeigt auf, wie viel Geld mehr für die 
Kindertagesstätten ja durchaus im Land zur Verfügung gestellt wird. Aber durch die 
knappen Mittel bei den Kommunen kommt dieses Geld natürlich nicht dort an, wofür es 
eigentlich vorgesehen war. In Erfurt waren die Eltern damals von diesen Erhöhungen eher 
nicht betroffen, dennoch half das den Eltern wenig, da die schon gültige Gebührenordnung 
zu hohen Krippen- und Kita-Gebühren führte. In Erfurt sollte in diesem Jahr eine neue 
Gebührenordnung erstellt werden. Während die eine Version mit Mitgliedern des 
Jugendhilfeausschusses diskutiert wurde, bekamen die Eltern im Mai einen gänzlich 
anderen Vorschlag auf den Tisch. Nach diesem hätte es zu weiteren drastischen 
Erhöhungen kommen sollen. Die Zahlen dazu, die sich zum Teil auf über 1.000 € belaufen, 
erspare ich mir jetzt auch aufgrund unserer Zeit. Die Fragen, die man aber stellen muss: 
Ist es angemessen oder vielleicht auch sittenwidrig, für manche Modelle für die Kita-
Betreuung monatlich über 1.000 € zu verlangen? Ist es nicht auch sittenwidrig, über 
1.000 € dafür zu verlangen, dass Kinder an frühkindlicher Bildung teilhaben können und 
somit ihre zukünftigen Bildungs-, Berufs- und damit auch Lebenschancen wesentlich 
größer sind, als wenn Sie davon ausgeschlossen werden? Wie, meine Damen und 
Herren, sollen Fachkräfte gewonnen oder gehalten werden, wenn Kita-Kosten in solch 
astronomische Höhen klettern? Meine Damen und Herren, der große Elternprotest in 
Erfurt hat diese Gebührenordnung vom Tisch gefegt und alle zum Einhalten und Luftholen 
gezwungen. Dafür möchte ich an dieser Stelle den Eltern ausdrücklich danken.

(Beifall DIE LINKE)

Viel zu lange wurde einfach hingenommen, dass Gebühren in manchen Städten nun mal 
so hoch sind, denn auch 400 € sind kein Pappenstil. Viel zu lange haben wir lediglich 
beklagt, dass Gebühren ansteigen, ohne wirklich erneut an das Kita-Gesetz ranzuwollen, 
aber jetzt ist es aus unserer Sicht an der Zeit, aus Beteuerungen und Sonntagsreden 
politische Entscheidungen abzuleiten. 

Hier komme ich zu dem Punkt, warum ich mich bei der Unterschriftenaktion und all den 
Bekundungen von SPD und CDU auch gefreut habe. Wenn all diese Menschen so 



überzeugt davon sind, dass Kitas gebührenfrei werden sollen, muss sich doch irgendwas 
machen lassen, Herr Matschie.

(Beifall DIE LINKE, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich wäre es am besten, wenn der Bund mitfinanzieren würde. Hier nehmen wir dann 
mal die Bundesverantwortlichen beim Wort. Carsten Schneider kann sich im Haushalts- 
und Finanzausschuss des Bundestages und nach der Wahl vielleicht auch in einer Großen 
Koalition dafür einsetzen, dass sich der Bund an der Finanzierung der Kitas in einem solch 
großen Umfang beteiligt, dass die Elterngebühren erlassen werden können. Ob das dafür 
nötige Geld dann durch die Streichung des Betreuungsgeldes, durch den 
Subventionsabbau bis 2017, durch die Erhöhung des Spitzensteuersatzes 
zusammenkommt, wie in einer Pressemitteilung am 17. September vorgeschlagen, oder 
ob noch andere Finanzquellen angezapft werden, liegt dann natürlich in der Verantwortung 
der Bundespolitik.

Sie, Herr Matschie, können sich ebenso wie Ihre Kollegin Walsmann dafür einsetzen, dass 
sich der Bundesrat für eine Änderung des SGB VIII ausspricht, dort die frühkindliche 
Bildung sowie die Mitfinanzierung des Bundes verankert. Aber natürlich können auch all 
die engagierten Politikerinnen und Politiker direkt auf Landesebene handeln. 

Stimmen Sie unserem Antrag zu und streichen Sie die Passage in § 20 des Thüringer 
Kita-Gesetzes, die besagt, dass Eltern an den Kosten angemessen zu beteiligen sind, und 
seien Sie sich nicht zu schade, aus Fehlern zu lernen. Allein die Tatsache, dass Sie einmal 
beschlossen haben, einen Großteil der Kita-Gelder in die Schlüsselzuweisungen des KFA 
zu geben, muss ja nicht bedeuten, dass das so bleibt. Drei Jahre sind ein ausreichend 
langer Zeitraum, um festzustellen, dass hier nachjustiert werden muss.

(Beifall DIE LINKE)

Wenn wir mittelfristig zu gebührenfreien Kitas kommen wollen, müssen die 
Landeszuschüsse zweckgebunden an die Kommunen weitergegeben werden. 
Dann bleibt mir nur noch ein Appell an den Oberbürgermeister von Erfurt: Natürlich 
können wir vom Landtag aus nicht bestimmen, wie die Gebührenordnungen in den 
einzelnen Kommunen aussehen sollen. Aber wer eine solche Unterschriftenaktion initiiert 
und Wahlwerbung mit kostenfreien Kitas macht - und das gilt für alle Beteiligten -, muss 
auch die Verantwortung wahrnehmen, die er an seinem konkreten Platz hat. Dazu gehört 
nun mal die Angemessenheit der Gebühren im Sinne der Familien und der Vereinbarkeit 
zu definieren und deutlich zu senken. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns die Ergebnisse zahlreicher Bildungsstudien 
ernst nehmen, die belegen, wie wichtig frühkindliche Bildung für die Zukunft der Kinder ist. 
Nehmen Sie den Elternprotest in Erfurt und die unglaublich engagierte Arbeit vieler Eltern 
und auch der Eltern, die das Volksbegehren gestaltet haben, zum Anlass, eigene 
Verantwortlichkeiten wahrzunehmen und Stellschrauben neu festzuschreiben. Es reicht 
nicht, immer nur auf das böse Betreuungsgeld zu verweisen - sicher, 1,2 Mrd. € für eine 
Leistung, die viele gar nicht wollen, erscheint absurd. Auch wir wollen die Leistung nicht, 
weder auf Bundes- noch als Erziehungsgeld auf Landesebene. Aber 50 Mrd. € - und das 
muss auch an dieser Stelle in so einem Zusammenhang gesagt werden -, die über Nacht 
für die Bankenrettung ausgegeben wurden, 33,36 für den Verteidigungshaushalt und 
1,9 Mrd. € für den Großflughafen, all das sind Summen, die aufzeigen, dass es im 
Bundeshaushalt durchaus finanzielle Handlungsspielräume gibt. Und wir im Land haben 



die Möglichkeit, über den Bundesrat diese Anträge zu stellen. Entscheidend ist für uns, 
nicht immer mit dem Finger auf andere zu zeigen, sondern selbst zu handeln. Auch 
kleinere Entlastungen können für die Eltern hilfreich und ein richtiger Schritt sein. In 
diesem Sinne kann ich Sie nur einladen, unserem Antrag zuzustimmen. Danke schön. 

(Beifall DIE LINKE)


